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B E K A N N T M A C H U N G

Ordnungsbehördliche Allgemeinverfügung zum  
Zwecke der Verhütung und der Bekämpfung der 

Ausbreitung des Corona-Virus SARS-CoV-2 

für die 
Kinder der Gruppe Blau der Kita St. Clemens in 42651 
Solingen, die in der Zeit vom 30.04.2021 bis 04.05.2021 
die Einrichtung besucht haben, sowie bei minderjäh-
rigen Kindern für deren gesetzliche Vertreter, und für 
die Erzieherinnen und Erziehern, die in dieser Zeit die 
Kinder in dieser Einrichtung betreut haben.

Im Rahmen des pflichtgemäßen Ermessens werden auf der 
Grundlage der §§ 16, 28 Abs. 3, 29 und 30 des Infektions-
schutzgesetzes (IfSG) und der Corona-Test- und Quarantä-
neverordnung im Wege der Allgemeinverfügung folgende 
Regelungen angeordnet:

1. Gegenüber allen Kindern der Gruppe Blau der Kita 
St. Clemens Solingen, die zwischen dem 30.04.2021 
und dem 04.05.2021 die Einrichtung besucht haben, 
sowie gegenüber allen Erzieherinnen und Erziehern, 
die in dieser Zeit die Kinder betreut haben, wird ab 
dem 05.05.2021 eine Absonderung bis voraussichtlich 
einschließlich 18.05.2021 in häuslicher Quarantäne 
angeordnet. Es ist ihnen in dieser Zeit untersagt, ihre 
Wohnung ohne ausdrückliche Zustimmung des Ge-
sundheitsamtes zu verlassen. Sollte eine Absonderung 
in der Wohnung nicht möglich sein, können durch das 
Gesundheitsamt der Stadt Solingen hiervon abwei-
chende Regelungen getroffen werden.

2. Danach werden die Kinder bzw. Erzieherinnen und 
Erzieher für weitere sieben Tage aufgefordert, Ihren 
Gesundheitszustand zu beobachten und sich bei 
Auftreten von Krankheitsanzeichen unverzüglich beim 
Stadtdienst Gesundheit zu melden.

Begründung
Zur Begründung wird folgendes ausgeführt:

Gemäß § 28 Abs. 3 in Verbindung mit § 16 Abs. 7 Infek-
tionsschutzgesetz (IfSG) bin ich für den Erlass dieser Ord-
nungsverfügung formell zuständig. 

Die Absonderung nach § 30 IfSG wird in dieser Verfügung 
als Quarantäne gemäß der Corona-Test- und Quarantäne-
verordnung bezeichnet.

Im Rahmen der Meldepflicht gem. § 6 IfSG wurde dem 
Stadtdienst Gesundheit als unterer Gesundheitsbehörde 
der Kontakt der Kinder bzw. Erzieherinnen und Erzieher 
der Gruppe Blau der Kita St. Clemens Solingen, zuletzt am 
04.05.2021 zu einer Person mit einem bestätigten Fall von 
Corona-Virus SARS-CoV-2 bekannt.

Da die Erkrankung der Kontaktperson hochansteckend ist, 
ist es möglich, dass die Kinder sowie die Erzieherinnen und 
Erzieher sich infiziert haben und nunmehr wiederum ande-
re Personen anstecken könnten. Um dies zu verhindern, ist 
eine Absonderung der Kinder sowie die Erzieherinnen und 
Erzieher erforderlich. 
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rer Mitmenschen sicher ausgeschlossen werden kann. Dies 
trifft hier zu, solange nicht geklärt ist, ob sich Kinder bzw. 
die Erzieherinnen und Erzieher mit SARS-CoV-2 angesteckt 
haben. Die Entscheidung ist angemessen, denn sie hatten 
zweifelsfrei Kontakt zu einer am SARS-CoV-2 erkrankten 
Person. Daher darf vorliegend auch ihre grundgesetzlich 
garantierte Freizügigkeit (Art. 11 Grundgesetz) im Interesse 
der Allgemeinheit insoweit eingeschränkt werden.

Die den Kindern sowie den Erzieherinnen und Erziehern 
grundgesetzlich garantierte Freiheit der Person (Art. 2 Abs. 
2 Satz 2 Grundgesetz) wird im Interesse der Allgemeinheit 
insoweit eingeschränkt; dies ist gemäß § 30 Abs. 3 Satz 6 
IfSG zulässig.

Ich mache vorsorglich darauf aufmerksam, dass die Kinder 
sowie die Erzieherinnen und Erzieher nach Ablauf der o.g. 
Quarantäne nur dann die häusliche Isolierung wieder ver-
lassen dürfen, sofern sie weder Symptome entwickeln noch 
ihnen ein positives Testergebnis mitgeteilt worden ist. An-
derenfalls nehmen die Erziehungsberechtigten der Kinder 
bzw. die Lehrerinnen und Lehrer Kontakt zum Stadtdienst 
Gesundheit auf. Sollten sie den Vorgaben dieser Anordnung 
nicht nachkommen werde ich weitere behördliche Maßnah-
men ergreifen. Auf die Vorschriften der Corona-Test- und 
Quarantäneverordnung wird verwiesen.

Die Anordnung unter 1 dieser ordnungsbehördlichen Allge-
meinverfügung ist kraft Gesetzes nach § 28 Abs. 3 i. V. m. 
§ 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Eine Klage gegen diese 
ordnungsbehördliche Allgemeinverfügung hat daher keine 
aufschiebende Wirkung. 

Diese ordnungsbehördliche Allgemeinverfügung gilt gemäß 
§ 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG NRW mit dem auf die Bekannt-
machung folgenden Tag als bekannt gegeben. 

Rechtsmittelbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist beim 
Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 39, 40213 
Düsseldorf, schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. 

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektroni-
schen Dokuments an die elektronische Poststelle des Ge-
richts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss 
für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es 
muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der 
verantwortenden Person versehen sein oder von der ver-
antwortenden Person signiert und auf einem sicheren Über-
mittlungsweg gemäß § 55 a Abs. 4 VwGO eingereicht wer-
den. Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten 
technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach 
näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen 
Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs 
und über das besondere elektronische Behördenpostfach 
(Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung-ERVV) vom 24. 
November 2017 (BGBl. I S. 3803). 

Im Auftrag
Marion Wahler

Es ist davon auszugehen, dass die Absonderung in der je-
weiligen Wohnung der Kinder bzw. der Erzieherinnen und 
Erzieher möglich ist. Sollte dies nicht der Fall sein, können 
nach Rücksprache mit dem zuständigen Gesundheitsamt 
abweichende Regelungen getroffen werden.

Die Kinder sowie die Erzieherinnen und Erzieher sollten 
nach Möglichkeit im Haushalt eine zeitliche und räumliche 
Trennung von anderen Haushaltsmitgliedern einhalten. Eine 
zeitliche Trennung kann z.B. dadurch erfolgen, dass die 
Mahlzeiten nicht gemeinsam, sondern nacheinander einge-
nommen werden. Eine räumliche Trennung kann z.B. da-
durch erfolgen, dass sich die Kontaktperson in einem ande-
ren Raum als die anderen Haushaltsmitglieder aufhält. Alle 
Haushaltsmitglieder müssen sich häufig die Hände waschen 
und eine Hustenetikette einhalten.

Sollten Kinder bzw. die Erzieherinnen und Erzieher 
Krankheitssymptome entwickeln, nehmen sie bzw. 
die Erziehungsberechtigten bitte umgehend telefo-
nisch Kontakt auf. Sie erreichen den Stadtdienst Ge-
sundheit unter der 0212 290 - 2020.
 
Die Quarantäne kann nur dann zum benannten Datum 
beendet werden, wenn mit dem 13. Tag der Quarantäne 
ein PCR-Test negativen Ergebnisses durchgeführt wurde. 
Dies ist erforderlich, um zu prüfen, ob sich Kinder bzw. die 
Erzieherinnen und Erzieher doch mit SARS-CoV-2 infiziert 
haben, ohne bislang Symptome entwickelt zu haben, damit 
die Ansteckung weiterer Personen vermieden werden kann. 

Das Testergebnis ist dem Gesundheitsamt der Stadt 
Solingen unverzüglich schriftlich oder per Email an ct-
gesundheit@solingen.de zuzuleiten.

Die gesetzlichen Grundlagen für diese Maßnahme sind ins-
besondere die §§ 6, 16 Abs. 1 und 2 und 28 ff des Infek-
tionsschutzgesetzes (IfSG) vom 01.01.2001 in Verbindung 
mit den §§ 12 und 17 der Corona-Test- und Quarantä-
neverordnung in der derzeit geltenden Fassung. Danach 
ist die zuständige Behörde ermächtigt, die notwendigen 
Maßnahmen zur Abwendung der dem Einzelnen oder der 
Allgemeinheit drohenden Gefahren zu treffen, wenn Tatsa-
chen festgestellt werden oder anzunehmen sind, die zum 
Auftreten und Verbreiten übertragbarer Krankheiten führen 
können. § 30 IfSG sieht schon bei einem Verdacht einer be-
drohlichen Erkrankung vor, dass die betroffenen Personen 
in einem geeigneten Krankenhaus oder sonst geeigneter 
Weise abgesondert werden können.

Die Entscheidung liegt in meinem pflichtgemäßen Ermes-
sen. Nach Abwägung aller für das Verfahren relevanten 
Tatsachen habe ich mich zum Erlass dieser Ordnungsverfü-
gung entschlossen. Die Entscheidung ist erforderlich, da nur 
durch Ihre Absonderung weitere Personen vor einer Anste-
ckung geschützt werden können. 

Die Quarantäne in der Wohnung der Kinder bzw. die Er-
zieherinnen und Erzieher stellt in diesem Fall das mildeste 
Mittel dar. Nach meinen Erkenntnissen lässt sich die Ab-
sonderung in einem gewohnten Wohnumfeld umsetzen, 
wenn eine Gefährdung der Familienmitglieder bzw. ande-
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Untersuchungsgebiet 2
Es wird ein Untersuchungsgebiet festgelegt, das in seiner 
äußeren Ausdehnung wie folgt begrenzt wird: 

Von dem Standort in Haan ausgehend, wurde ein Gebiet 
mit ca. 1,5 Kilometer Radius unter Orientierung an den 
örtlichen Gegebenheiten ausgewiesen. Dieses Gebiet er-
streckt sich auf Solinger Stadtgebiet südlich der Stadtgren-
ze zu Haan zwischen Caspersbroicher Weg und Kotzerter 
Stöcken sowie des Fußwegs in Verlängerung des Kotzerter 
Stöcken, des Fußwegs Kotzert und der Kotzerter Staße in 
westlicher Richtung, westlich der Bausmühlenstraße und 
der Stübbener Straße, nördlich der Friedrich-Ebert-Straße 
bis zur Poststraße, der Poststraße, der Wiedenkamper Str. 
bis zur Stresemannstraße, der Stresemannstraße, der Fried-
rich-Ebert-Straße, der Weyerstraße bis zur Freiheitstraße, 
der Freiheitstraße und der Ziegelstraße, östlich der Baverter 
Straße bis diese den Baverter Bach kreuzt, nordöstlich des 
Baverter Bachs bis zum Klingenpfad, nördlich des Klingen-
pfads zwischen der Brücke über den Baverter Bach und des 
Caspersbroicher Wegs sowie östlich des Caspersbroicher 
Wegs.

Begründung
Am 08.04.2021 erhielt das Bergische Veterinär- und Lebens-
mittelüberwachungsamt (BVLA) eine Kopie des Prüfberichts 
über einen Nachweis von Paenibacillus larvae in einer privat 
eingesandten Futterkranzprobe aus einem Bienenstand in 
Solingen. 

Im Zuge einer klinischen Untersuchung aller vier Bienenvöl-
ker, die am 27.04.2018 durch eine Bienensachverständigen 
und die amtliche Tierärztin Frau Seeger durchgeführt wur-
de, zeigten sich keine Symptome, die mit einer Infektion 
mit Paenibacillus larvae, dem Erreger der Amerikanischen 
Faulbrut der Bienen, in Verbindung stehen könnten. 

An diesem Tag gezogene amtliche Futterkranzproben wur-
den im Chemischen und Veterinäruntersuchungsamt Rhein-
Ruhr-Wupper in Krefeld auf Paenibacillus larvae untersucht. 
In zwei der vier Völkern des Bienenstandes wurden gemäß 
Befundbericht RRW000800-21 vom 06.05.2021 ebenfalls 
Sporen des Erregers nachgewiesen.

Darüber hinaus wurde das Bergische Veterinär- und Le-
bensmittelüberwachungsamt am 06.05.2021 durch das 
Amt für Verbraucherschutz – Abteilung für Veterinärwesen 

B E K A N N T M A C H U N G

Allgemeinverfügung  
zum Schutz gegen die Amerikanische Faulbrut  

der Bienen im Gebiet der Stadt Solingen 
- Festlegung von zwei Untersuchungsgebieten -

Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit, bzw. 
zum Schutz gegen die Verbreitung der Amerikanischen 
Faulbrut bei Bienen, werden folgende Schutzmaßnahmen 
angeordnet:
1. Es werden zwei Untersuchungsgebiete festgelegt, 

deren Grenzen den unten abgebildeten Karten mit 
Grenzbeschreibungen zu entnehmen sind, die Teil 
dieser Allgemeinverfügung sind.

2. Für alle Bienenvölker und Bienenstände innerhalb 
des Untersuchungsgebietes werden die klinische 
Untersuchung und die amtliche Untersuchung mittels 
Futterkranzanalytik angeordnet.

Die sofortige Vollziehung dieser Maßnahme ordne ich im 
öffentlichen Interesse an.

Diese Allgemeinverfügung tritt am Tage nach der 
Veröffentlichung in Kraft und gilt so lange, bis ich sie 
wieder aufhebe.

Untersuchungsgebiet 1
Es wird ein Untersuchungsgebiet festgelegt, das in seiner 
äußeren Ausdehnung wie folgt begrenzt wird: 

Von dem Standort in Solingen ausgehend, wurde ein Ge-
biet mit ca. 1,5 Kilometer Radius unter Orientierung an den 
örtlichen Gegebenheiten ausgewiesen. Dieses Gebiet er-
streckt sich auf Solinger Stadtgebiet östlich der Grundstücks-
grenze des Geländes Wipperaue 1-3 (Wipperaue, Flurstück 
346) zwischen Wupper und der Straße Wippe, der Wippe 
bis zur Lacher Straße, südlich der Lacher Straße und der Bör-
senstraße bis zur Heiler Straße, westlich der Heiler Straße, 
des Fußwegs in Verlängerung der Heiler Straße zum Fried-
richsauer Rundweg, des Friedrichsauer Rundweges bis zum 
Kaltentaler Bach und des Kaltentaler Bachs bis zur Wupper 
sowie nördlich der Wupper bis zum Grundstück Wipperaue 
1-3 (Wipperaue, Flurstück 346), welche in diesem Bereich 
auch die Stadtgrenze zum Rheinisch-Bergischen Kreis bildet.
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Die Festlegung des Untersuchungsgebietes sowie die An-
ordnung der amtlichen Untersuchungen für alle Bienenvöl-
ker und Bienenstämme in diesem Gebiet dienen dazu, wei-
tere Infektionen mit der Amerikanischen Faulbrut möglichst 
schnell zu erkennen und eine weitere Ausbreitung des Erre-
gers einzudämmen. Zu diesem Zweck sind die getroffenen 
Maßnahmen auch geeignet. Andere, weniger belastende 
Maßnahmen, die diesen Schutzzweck erreichen, sind nicht 
ersichtlich. Die Anordnungen sind im Übrigen auch ange-
messen. In Anbetracht der Zielsetzung, den Schutz gegen 
die Weiterverbreitung der Seuche, treten die mit den An-
ordnungen einhergehenden Eingriffe in die Individualinter-
essen der betroffenen Bienenhalter zurück.

Auf Grundlage der §§ 41 Abs. 4 Satz 4, 43 Abs. 1 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen (VwVfG. NRW.) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 12.11.1999 in der zurzeit gültigen Fassung kann als 
Zeitpunkt der Bekanntgabe und damit des Inkrafttretens 
einer Allgemeinverfügung der Tag, der auf die Bekanntma-
chung folgt, festgelegt werden. 

Ihre Rechte
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist beim 
Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 39, 40213 
Düsseldorf, schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. Die 
Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen 
Dokuments an die elektronische Poststelle des Gerichts er-
hoben werden. Das elektronische Dokument muss für die 
Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwor-
tenden Person versehen sein oder von der verantwortenden 
Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg 
gemäß § 55 a Abs. 4 VwGO eingereicht werden. Die für 
die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen 
Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maß-
gabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedin-
gungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das 
besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung-ERVV) vom 24. November 2017 
(BGBl. I S. 3803).

Sie können auch eine andere Person bevollmächtigen, für 
Sie Klage zu erheben. Aber auch diese Person muss die Kla-
ge innerhalb eines Monats einlegen. Wird diese Frist nicht 
eingehalten, geht dies zu Ihren Lasten.

Hinweis
Wenn Sie mit diesem Bescheid nicht einverstanden sind, 
müssen Sie seit dem 1.11.2007 (Bürokratieabbaugesetz II 
NRW) innerhalb eines Monats Klage erheben. 

Bei einer Klage können Ihnen allerdings Kosten entstehen. 
Ich empfehle Ihnen deshalb, sich zuvor mit mir in Verbin-
dung zu setzen. So können Unstimmigkeiten eventuell auch 
ohne Klage geklärt werden. Beachten Sie jedoch, dass die 
Monatsfrist sich hierdurch nicht verlängert. Wenn Sie letzt-
lich doch Klage erheben, muss Ihre Klage 

– des Kreis Mettmann über die Einrichtung eines Untersu-
chungsgebietes um einen Bienenstand in Haan in weniger 
als ein Kilometer Entfernung zur Stadtgrenze zu Solingen in 
Kenntnis gesetzt. Für den betroffenen Teil der Stadt Haan 
wurde die Festlegung des Gebietes mit Allgemeinverfügung 
vom 04.05.2021 im Amtsblatt des Kreises Mettmann ver-
öffentlicht.

Hintergrund dieser Anordnung war der erneute Labor-
nachweis von Paenibacillus larvae im Zuge einer amtlichen 
Nachuntersuchung nach positiver Futterkranzprobe welche 
durch den Betrieb eigenständig veranlasst und dem Amt für 
Verbraucherschutz – Abteilung für Veterinärwesen – des 
Kreis Mettmann durch das untersuchende Labor mitgeteilt 
wurde. Klinische Anzeichen der Erkrankung wurden von 
Seiten des zuständigen Veterinäramtes nicht festgestellt.

Die Sporen-positiven Laborbefunde weisen auch ohne 
Vorliegen klinischer Symptome an der Bienenbrut auf eine 
Infektion mit dem Faulbruterreger hin. Im üblichen Flugge-
biet dieser Bienen befinden sich in beiden Gebieten weitere 
Bienenstände auf Solinger Standgebiet. Diese sind wegen 
des Flugradius der Bienen durch den Erreger der Faulbrut 
konkret gefährdet.

Nach § 1 der Verordnung über Zuständigkeiten auf dem 
Gebiet der Tiergesundheit, Tierseuchenbekämpfung und 
Beseitigung tierischer Nebenprodukte sowie zur Übertra-
gung von Ermächtigungen zum Erlass von Tierseuchen-
verordnungen in der Fassung vom 13.05.2014 (GV.NRW. 
S. 293) in der zz. gültigen Fassung bin ich für den Erlass 
der Tierseuchenverfügung zum Schutz gegen die Ameri-
kanische Faulbrut der Bienen im Gebiet der Stadt Solingen 
zuständig.

Ist zu befürchten, dass sich die Amerikanische Faulbrut 
ausbreitet, kann die zuständige Behörde ein Untersu-
chungsgebiet gemäß § 3 der Bienenseuchen-Verordnung 
(BienSeuchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. 
November 2004 (BGBl. I S. 2738) in der zz. gültigen Fas-
sung ausweisen. Von dieser Möglichkeit habe ich mit Erlass 
dieser Tierseuchenverfügung Gebrauch gemacht. Von dem 
Standort in Solingen ausgehend, wurde ein Gebiet mit ca. 
1,5 Kilometer Radius unter Orientierung an den örtlichen 
Gegebenheiten ausgewiesen. 

Bei der Amerikanischen Faulbrut handelt es sich um eine 
anzeigepflichtige Tierseuche, die für den Menschen zwar 
eine ungefährliche, bakterielle Krankheit darstellt, sich aber 
schnell von Bienenvolk zu Bienenvolk verbreiten und dabei 
Tierverluste zur Folge haben kann. Dies passiert insbeson-
dere dann, wenn starke, gesunde Bienen bei geschwächten 
und kranken Bienenvölkern einfallen und deren infizierten 
Honig rauben. Bei diesem Vorgehen kommt es dazu, dass 
die Bienen die krankmachenden Bakterien-Sporen in ihren 
eigenen Bienenstock einschleppen. In seiner Sporenform 
kann der Erreger in der Umwelt über eine lange Zeit überle-
ben. Zudem kann es zu einer Übertragung durch den Imker 
durch infizierte Gerätschaften kommen. Befallen wird die 
Bienenbrut, die sich in einer mit einem Wachsdeckel ver-
schlossenen Brutzelle befindet. 
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Anordnung der sofortigen Vollziehung
Gemäß § 80 Abs. 2 Ziffer 4 der Verwaltungsgerichtsord-
nung - VwGO - in der Fassung der Bekannt-machung vom 
19.03.91 (BGBl. I. S. 686) in der zurzeit gültigen Fassung, 
habe aus überwiegenden Gründen des öffentlichen Inter-
esses die sofortige Vollziehung dieser Verfügung angeord-
net. Eine eventuelle Klage hat somit keine aufschiebende 
Wirkung. 

Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung
Gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der Verwaltungsgerichts-
ordnung wurde die sofortige Vollziehung der Maßnahme 
angeordnet. Eine Klage gegen diese Allgemeinverfügung 
hätte in diesem Fall keine aufschiebende Wirkung. 

Aus Gründen einer wirksamen Tierseuchenbekämpfung ist 
es erforderlich, dass die oben genannten Maßnahmen so-
fort ergriffen werden. Ein besonderes öffentliches Interesse 
ist hier gegeben, weil durch die Einschleppung der Amerika-
nischen Faulbrut in weitere Gebiete die Gefahr von erhebli-
chen tiergesundheitlichen und wirtschaftlichen Schäden mit 
sich bringt und daher möglichst zügig und effektiv zu unter-
binden sind. Diese Gefahren sind höher einzuschätzen als 
persönliche Interessen an der aufschiebenden Wirkung ei-
nes eingelegten Rechtsbehelfs und es liegt im überwiegen-
den Interesse, dass die Behörde unabhängig von der Dauer 
von evtl. Rechtsbehelfsverfahren die zur Aufrechterhaltung 
der Tiergesundheit und zum Schutz gegen eine Einschlep-
pung und Weiterverbreitung der Amerikanischen Faulbrut 
notwendigen Maßnahmen unverzüglich greift, damit die 
Tierseuche schnellstmöglich eingedämmt wird.

Ihre Rechte betreffend die Anordnung der sofortigen 
Vollziehung
Auf Ihren Antrag kann das Verwaltungsgericht in 40213 
Düsseldorf, Bastionstr. 39, gem. § 80 Abs. 5 VwGO die auf-
schiebende Wirkung der Klage ganz oder teilweise wieder-
herstellen oder die Aufhebung der sofortigen Vollziehung 
anordnen. 

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag
Dr. Ellerich
(Der Amtstierarzt i. V.)
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